
Gemeinde und der Ortsausschuß der 
Nationalen Front eine hervorragende 
Aktivität. An der Verhandlung selbst 
nahmen etwa 90 Bürger teil. Durch 
Verhandlungsführung, Plädoyer des 
Staatsanwalts und Urteil erhielten 
die anwesenden Genossenschafts­
bauern einen unmittelbaren Einblick 
in die Zusammenhänge zwischen 
Toleranz gegenüber Alkoholmiß­
brauch, Nichtdurchsetzung der mate­
riellen Verantwortlichkeit, schlechter 
Arbeitsdisziplin einerseits und straf­
baren Handlungen andererseits. Die 
Hauptverhandlung zeigte, wie durch 
die konsequente Verwirklichung des 
LFG-Gesetzes, des Statuts und der 
Betriebsordnung gute Arbeitsdiszi­
plin und Ordnung und Sicherheit in 
der LPG durchgesetzt werden kön­
nen. Auch die Mitglieder des Ge­
meinderates und die Gemeindever­
treter konnten ihre damit im Zu­
sammenhang stehenden Anleitungs­
und Kontrollpflichten sowie die Ver­
antwortung für Ordnung und Sicher­
heit in der Gemeinde und nicht zu­
letzt auch für die Kassenführung er­
kennen. Der anwesende Gaststätten­
leiter ist auf eine sehr einprägsame 
Weise zumindest zum Nachdenken 
über die auch mit seiner Tätigkeit 
verbundene gesellschaftliche Verant­
wortung angeregt worden. Da das 
Gericht eine schon früher getroffene 
Feststellung, daß bei der Aus- und 
Weiterbildung der Bürgermeister 
deren Schulung auf finanztechni­
schem Gebiet vernachlässigt wird, 
im vorliegenden Verfahren bestätigt 
fand, übte es an der Arbeitsweise 
des Rates des Kreises durch Beschluß 
Kritik. Der Kritikbeschluß führte zu 
der Festlegung des Rates, daß die 
Abteilung Finanzen mit den Bürger­
meistern Erfahrungsaustausche über 
die Organisation der Kontrolle der 
Haushaltswirtschaft durchführen 
wird.
Der sozialistischen Landwirtschaft 
im Bezirk Schwerin ist bereits in den 
vergangenen Monaten durch Brände 
nicht unerheblicher Schaden entstan­
den. Im Kreis Hagenow traten ge­
häuft Brandstiftungen durch Kinder 
auf. Das Kreisgericht nahm ein sol­
ches Verfahren zum Anlaß, um zur 
Hauptverhandlung Werktätige aus 
der. Landwirtschaft einzuladen, die 
durch ihre Tätigkeit in den Ständi­
gen Kommissionen für Sicherheit 
und Ordnung bzw. in den Brand­
schutzkommissionen der LPGs be­
sondere Verantwortung für den vor­
beugenden Brandschutz tragen. Die­
ses Verfahren wurde durch die Leh­
rer ausgewertet. Zugleich berieten 
die Frauen der Gemeinde K. in einer 
gut besuchten DFD-Versammlung 
gemeinsam mit dem Richter, wie 
gerade in der Erntezeit die Eltern bei 
der Ausübung ihrer Aufsichtspflicht 
über ihre Kinder unterstützt werden

können. Die Kreisvorsitzende des 
DFD veranlaßte, daß die Lehren des 
Strafverfahrens und die Vorschläge 
der Frauen aus der Gemeinde K. in 
den Stützpunktversammlungen des 
DFD im gesamten Kreis behandelt 
werden.
Der Direktor des Kreisgerichts regte 
ferner an, daß das Aktiv für Brand­
schutz der Ständigen Kommission 
Innere Angelegenheiten, Volkspoli­
zei und Justiz des Kreistages in einer 
Gemeinde zusammenkommt, den 
Beschluß des Rates des Kreises über 
die Organisierung des Brandschutzes 
kontrolliert und mit den Bürgern der 
Gemeinde konkrete Maßnahmen zu 
seiner besseren Verwirklichung be­
rät. Diese Beratung wird der Direk­
tor des Kreisgerichts durch eine 
genaue Analyse der vor dem Kreis­
gericht verhandelten Brandverfahren 
unterstützen.
Der Direktor des Bezirksgerichts 
wandte sich an den Rat des Bezirkes, 
an die Vorsitzende der Ständigen 
Kommission Innere Angelegenheiten, 
Volkspolizei und Justiz des Bezirks­
tages, sowie an den DFD-Bezirks- 
vorstand und schlug vor, die im 
Kreise Hagenow praktizierte Arbeits­
weise bei der Vorbeugung gegen 
Brandschäden im gesamten Bezirk 
zu organisieren.
An den Verhandlungen vor erwei­
terter Öffentlichkeit nehmen Richter 
des Bezirksgerichts teil. Die dabei 
gesammelten Erfahrungen werden 
im Präsidium systematisch ausgewer­
tet, um entsprechende Schlußfolge­
rungen für die Anleitung der Kreis­
gerichte, insbesondere durch die 
Rechtsmittelrechtsprechung und die 
operative Hilfe, zu ziehen. Aus den 
Erfahrungen des Kreisgerichts Hage­
now bei Verhandlungen vor erwei­
terter Öffentlichkeit können wir fest­
stellen, daß
a) eine große Bereitschaft der Werk­
tätigen auf dem Lande zur Teil­
nahme an solchen Verhandlungen 
und zur Auseinandersetzung mit 
deren Ergebnissen — und damit auch 
mit der eigenen Arbeit — besteht;
b) die örtlichen Organe und die Aus­
schüsse der Nationalen Front sowie 
die sozialistischen Betriebe verant­
wortungsbewußt die Verhandlungen 
vorbereiten, sich dadurch intensiver 
mit den Fragen der Ordnung und 
Sicherheit beschäftigen und enger 
mit den Werktätigen Zusammen­
arbeiten;
c) die Richter mit den örtlichen Or­
ganen, den Ausschüssen der Natio­
nalen Front, den gesellschaftlichen 
Organisationen und den Betrieben 
enger Zusammenarbeiten;
d) die Verhandlungsführung und die 
Urteile eine bessere Sachbezogenheit 
und Verständlichkeit erkennen lassen 
und die Schöffen aktiver mitarbeiten;
e) die Richter auch nach der Ver­

handlung mit den staatlichen Orga­
nen und gesellschaftlichen Organi­
sationen der betreffenden Gemeinde 
Kontakt behalten, die eingetretenen 
Veränderungen studieren und die Er­
fahrungen für ihre weitere Arbeit 
nutzen müssen.
Bei der Organisierung einer breiten 
Teilnahme der Werktätigen an Ge­
richtsverfahren geht es besonders 
darum, jegliche Erscheinungen der 
Routine und des Selbstlaufs zu über­
winden und Klarheit über die vom 
Staatsrat unserer Republik gesetzten 
neuen Maßstäbe unserer Arbeit zu 
schaffen.
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II
Seit dem Inkrafttreten des Rechts­
pflegeerlasses des Staatsrates wur­
den im Bezirk Cottbus bisher acht 
Strafverfahren vor erweiterter 
Öffentlichkeit verhandelt. Fünf die­
ser Verfahren hatten rowdyhafte 
Gewaltdelikte, wie vorsätzliche Kör­
perverletzung und schwere Sach­
beschädigung, zum Gegenstand. Das 
zeigt, daß die Gerichte gerade bei 
diesen Delikten die Möglichkeit der 
Verhandlung vor erweiterter Öffent­
lichkeit nutzen, um die erzieherische 
Wirkung zu erhöhen und den Kampf 
gegen die Kriminalität wirksam 
führen. Vor allem ist das bei den 
Kreisgerichten Calau und Spremberg 
der Fall, die einen besonders inten­
siven Kampf gegen das Rowdytum 
zu führen haben. In allen diesen Ver­
fahren traten gesellschaftliche An­
kläger auf und wurden unbedingte 
Gefängnisstrafen ausgesprochen. In 
einer Reihe dieser Strafverfahren 
übte das Gericht auch Kritik an der 
Arbeitsweise staatlicher Organe und 
gesellschaftlicher Organisationen.
Richtig handelte z. B. das Kreis­
gericht Calau, nachdem es festgestellt 
hatte, daß innerhalb weniger Wochen 
sieben Beschäftigte auf der Baustelle 
des Kraftwerkes V. wegen vorsätz­
licher Körperverletzung angeklagt 
worden waren. Das Kreisgericht be­
schloß, eines von diesen Strafverfah­
ren, in dem die begünstigenden Be­
dingungen für das Rowdytum beson­
ders deutlich zutage traten, vor er­
weiterter Öffentlichkeit im Betrieb 
durchzuführen.
An der Hauptverhandlung, die nach 
Arbeitsschluß stattfand, nahmen 
etwa 100 Zuhörer teil. Das Gericht 
konnte den Anwesenden durch eine 
überzeugende Verhandlungsführung 
deutlich machen, daß es sich bei den 
rowdyhaften Handlungen des Ange­
klagten wie auch der anderen Täter 
nicht um unverstandenen jugend­
lichen Tatendrang, sondern um eine 
mit der sozialistischen Gesellschafts-
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